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Nbrmationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 29. November 1979 

Verhandeln 
statt drohen 
Juch die Ergebnisse der Bonner Gespräche 
Jes sowjetischen Außenministers mit der 
Bundesregierung haben keine neuen 
£rkenntnisse gebracht, die zu einer Verschie- 
bung oder Aufhebung der bevorstehenden 
JATo-Ratsentscheidung über die Moder- 
nisierung und Stationierung atomarer 
M'ttelstreckenwaffen Anlaß geben könnten. 

Iese Meinung vertrat das Parteipräsidium auf 
einer Sitzung am 26. November 1979 in Bonn, 
achdem Helmut Kohl ausführlich über sein Ge- 
präch mit Gromyko berichtet hatte. Das Präsi- 
'Urn sieht nach wie vor in dieser NATO-Ratsent- 
cneidung die notwendige Voraussetzung dafür, 
as Gleichgewicht der Kräfte in Europa wiederher- 

stellen, das allein Garant für Sicherheit und 
r'eden in Europa bleibt. 

I as Präsidium  unterstützt vorbehaltlos den  Wil- 
1 der NATO, mit der Sowjetunion  unmittelbar 

alach  Verhandlungen   aufzunehmen,   um   noch 
k r der Stationierung der atomaren  Mittelstrek- 
e®nWaffen  in drei  bis vier Jahren  in  Europa zu 
un.er gemeinsamen Vereinbarung  über ein mili- 

r'sches Kräftegleichgewicht auf niederer Ebene 
u kommen. 

^. diesem Zeitpunkt wird es sich auch erweisen, 
le ernst das Drängen der Sowjetunion auf Ver- 
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handlungen über Abrüstung und Rüstungsbegrenzung wirklich zu nehmen ist. H1 

der wiederholten Drohung der Sowjetunion, im Falle der NATO-RatsentscheidunS 
Verhandlungen zu verweigern, sieht das Präsidium der CDU in erster Linie der 
Versuch, die linken Kräfte in der SPD und in der Sozialistischen International« 
gegen die Bundesregierung zu mobilisieren. In diesem Zusammenhang verurteil 
das Präsidium der CDU aufs schärfste die Äußerungen des SPD-Landesvorsitzerv 
den von Baden-Württemberg und Mitglied des SPD-Bundesvorstandes, Erhart 
Eppler, vom Wochenende, die dazu dienen, der Sicherheit der Bundesrepublik und 
der westlichen Allianz und damit dem Frieden in Europa Schaden zuzufügen. Di* 
CDU erwartet dazu ein unmißverständliches Wort des stellvertretenden Bundes' 
Vorsitzenden der SPD, Bundeskanzler Helmut Schmidt. 

Das Präsidium der CDU rechnet auch nach der NATO-Ratsentscheidung mit de' 
Einsicht der Sowjetunion, daß gemeinsame Verhandlungen über Abrüstung unc 

Rüstungskontrolle im Interesse beider Seiten liegen. Die CDU unterstreicht dab« 
das Wort von Außenminister Gromyko gegenüber dem Vorsitzenden der CDU, dd 
„die Türen für das gegenseitige Verständnis nicht geschlossen werden dürfen". 

Iran: Auch das freie Europa ist herausgefordert 
Das Präsidium der CDU hat seiner großen Besorgnis über die Entwicklung d*' 
Lage im Iran Ausdruck gegeben. Es verurteilt erneut mit allem Nachdruck di£ 

eklatante Verletzung der Menschenrechte und des internationalen Rechts Üj 
Zusammenleben der Völker durch die iranischen Machthaber. Die CDU forde^ 
die iranischen Verantwortlichen auf, die amerikanischen Geiseln unverzügli^ 
freizulassen und die Regeln des Völkerrechts im Iran wieder in Kraft zu setzen. 

Mit Genugtuung hat das Präsidium die Erklärung des sowjetischen Auße^ 
ministers zur Kenntnis genommen, daß die diplomatischen Gepflogenheiten ur# 
allen Umständen gewahrt bleiben müssen und eine für beide Seiten annehmbar 
Lösung gefunden werden muß. 

Das Präsidium der CDU hat die Bundesregierung und die Bündnispartner d*1 

westlichen Allianz zur Solidarität mit den Vereinigten Staaten von AmeriK* 
aufgerufen. Diese Solidarität darf sich nicht in bloßen Worten erschöpfen. A* 
Partner der USA muß Europa endlich sein politisches und wirtschaftlich^ 
Gewicht auch als weltpolitischen Faktor einbringen und eigene Verantwortung 
internationalen Streitfragen übernehmen. 

Partnerschaft, die diesen Namen verdient, setzt den klaren Willen voraus, HeraU* 
forderungen gemeinsam zu begegnen und sie gemeinsam durchzustehen. ^ 
diesem Willen mangelt es im freien Europa. Die Vereinigten Staaten haben ab6' 
einen Anspruch darauf, von ihren europäischen Verbündeten jederzeit jepl 

Solidarität zu erwarten, die der gemeinsamen Verantwortung für den Erhalt 
Freiheit und des Friedens in der Welt entspricht. Zur Atlantischen Allianz gibt* 
keine Alternative. Gerade deshalb muß das freie Europa begreifen, daß Tatf' 
gefordert sind, wenn das Bündnis mit den Vereinigten Staaten Bestand für 
Zukunft haben soll. 
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* INFORMATION 

£inkommensteuererklärung 
"bürgerfreundlicher"? 
D'e  amtliche  „Anleitung  zur  Einkom- 
j^nsteuererklärung"  ist in  ihrem  Um- 
'an9 von 1970 mit acht Seiten 1978 auf 
^Druckseiten angestiegen. In diesem 
^eitraum    ist   das    Einkommensteuer- 
re°ht durch 36 Gesetze und neun Ände- 
^ngsverordnungen     geändert     sowie 

Urch   drei   Ergänzungsrichtlinien   und 
^hlreiche     höchstrichterliche     Urteile 
ortentwickelt worden. In einem Schrei- 
en an den Vorsitzenden des Diskus- 

s'°nskreises Mittelstand der CDU/CSU, 
£ansheinz  Hauser,  MdB,  erklärte der 
aNamentarische   Staatssekretär   beim 
undesminister der Finanzen Rolf Böh- 

pe hierzu, man habe das Abfassen der 
^nkommensteuererklärungen   „bürger- 
rßundlicher"   machen   wollen.   Hauser 
azu: „Kommentar überflüssig". 

{Rechtzeitige Berufsberatung 
'^ Studenten 
. !e Einrichtung von Berufsberatungs- 
I üros für Studenten an den Hochschu- 
Q

en fordert  die  CDU-Bundestagsabge- 
rdnete Dorothee Wilms. Diese Einrich- 
ten sollen dem Studenten bereits 
s
ahrend des Studiums Auskunft über 
.eirie beruflichen Möglichkeiten geben. 

arnit soll verhindert werden, daß die 
Renten   jahrelang   studieren,   ohne 
"Jen Bezug zu ihrem späteren Beruf zu 

o, en- „Es ist unverantwortlich, die 
/Renten   10   Semester   studieren   zu 

ssen, ohne  ihnen  auch  schon wäh- 
nd  des  Studiums  eine  umfassende 

nd konkrete Information über ihre Be- 
^möglichkeiten zu geben." 

Ausbildungsvorteile durch 
gegliedertes Schulsystem 
Aufgrund ihrer während einer USA-In- 
formationsreise gewonnenen Erfahrun- 
gen im Bereich der Schul- und Hoch- 
schulbildung erklärte die Abgeordnete 
der Unionsfraktion Prof. Roswitha Wis- 
niewski u. a.: Wer bei uns mit dem 
Gedanken spielt, eine Einheitsschule 
nach amerikanischem Muster zu eta- 
blieren und damit alle jungen Men- 
schen zu zwingen, bis etwa zum 18. 
Lebensjahr in die Schule zu gehen, 
sollte sich darüber klar sein, daß er 
einer erheblichen Verlängerung aller 
Ausbildungsgänge das Wort redet. Der 
junge Amerikaner, der mit 18 Jahren 
von der High-School kommt, beginnt 
erst in diesem Alter eine berufliche 
Ausbildung. Viele aber besuchen dann 
zunächst noch bis zum 22. Lebensjahr 
ein College. 

Die Berufsausbildung beginnt in diesem 
Fall erst ab dreiundzwanzig, denn die 
Colleges sind meist allgemeinbildend 
ausgerichtet. Ein akademisches Stu- 
dium beginnt dagegen erst nach Absol- 
vierung eines Grundstudiums von vier 
Jahren, so daß der Jung-Akademiker 
erst mit 28 bis 30 Jahren in den Beruf 
eintreten kann. 

Dagegen führt das gegliederte deut- 
sche Schulsystem mit seiner frühzeitig 
differenzierten Förderung der prak- 
tisch-orientierten wie der theoretischen 
Begabungen dazu, daß der eine bereits 
mit 18 Jahren in den Beruf zu gehen 
vermag, der andere mit ca. 19 Jahren 
ein etwa fünfjähriges Studium beginnen 
kann, so daß er mit ca. 25 Jahren in das 
Berufsleben eintritt. Die Leistungsfähig- 
keit und Vielseitigkeit dieses Schulsy- 
stems wird überall in der Welt sehr 
anerkannt. 
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Tandler: Bayern hält 
das Ausländergesetz ein 
Auf einer Pressekonferenz in München 
wandte sich Innenminister Gerold 
fandler entschieden dagegen, anhand 
des Falles Cermak/Zilka das Verhalten 
der bayerischen Grenz- und Ausländer- 
behörden allgemein als rechtswidrig 
oder als „bayerische Spielart von Asyl- 
und Ausländerrecht" zu brandmarken. 
Er verwies erneut mit Nachdruck dar- 
auf, daß in Bayern nach dem Auslän- 
dergesetz des Bundes und den dazu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften des 
Bundesinnenministers   verfahren   wird. 
Diese Verwaltungsvorschriften sollen 
nach den Vorstellungen Bayerns auf 
gesetzliche Basis gestellt werden. Dies 
— wie in Bonn geschehen — als Aus- 
höhlung des Rechts zu werten, bezeich- 
nete Tandler als grotesk. Tandler ver- 
wies darauf, daß selbstverständlich 
auch die Bundesgrenzbehörden nach 
den Vorschriften des Bundes vorgehen, 
deren Beachtung Bayern angelastet 
wird. Er verwies dazu auf Beispiele und 
Verwaltungsanordnungen für die Bun- 
desgrenzschutzämter. 

Menschenrechtsverletzungen 
der DDR im Europaparlament 
Große Unterstützung fand der Ent- 
schließungsantrag der EVP-Fraktion im 
Europaparlament, in dem die in der 
DDR am 1. August 1979 erlassenen 
Strafrechtsvorschriften verurteilt wer- 
den. Nach diesem Gesetz dürfen die 
Menschen in der DDR keine Informatio- 
nen — auch wenn sie nicht geheim sind 
— an das „Ausland" weitergeben. So 
kann ein Rentner mit drei Jahren Ge- 
fängnis bestraft werden, wenn er sich in 
einem Brief, der in den „Westen" geht, 
über zu niedrige Renten beklagt. Marle- 
ne Lenz (CDU), die den Antrag begrün- 

dete, fragte, wo angesichts dieser Straf- 
rechtsbestimmungen der vielbeschwo- 
rene Korb III der Schlußakte von Hel- 
sinki bleibe. Hier sei ein Strafrecht ein- 
geführt worden, dessen Gummiparagra- 
phen jegliche Willkür der Gerichte er- 
laubten. Albert Pursten sagte in diese' 
Debatte, daß Europa nicht an der Elbe 
ende und die Verantwortung des EF 
über die geographischen Grenzen der 
Gemeinschaft hinausreichten: Mwif 
müssen Sprecher und Anwalt für die 
sein, die selbst nicht sprechen dürfen. 

DDR erschwert Wasserschutz 
Die hessische CDU-Landtagsfraktion 
hat an die Bundesregierung appelliert 
die Versalzung der Werra als eines der 
vorrangigen Probleme bei den inner- 
deutschen Verhandlungen mit der DDP 
auf die Tagesordnung zu setzen. Der 
Abgeordnete Weirich sagte, die Bela- 
stung des Flusses durch die Einführung 
von Kalilauge aus der DDR habe „so 
unzumutbare Ausmaße" erreicht, daß 
die Regierung ihre „bisherige Leisetre- 
terei" aufgeben müsse. Die von de" 
Arbeitsgemeinschaften der Werra- und 
Weser-Länder Hessen, Bremen, Nieder 
Sachsen und Nordrhein-Westfalen vor 
gelegten Berichte sprächen eine deutli- 
che Sprache. 

Sommerzeit auch ein Stück 
europäische Solidarität 
Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion 
hatten in der Vergangenheit wiederhol! 
die Einführung der Sommerzeit in de' 
Bundesrepublik Deutschland gefordert 
Nun hat die Bundesregierung einen ent- 
sprechenden Beschluß gefaßt. Damit ist 
nicht nur ein Stück praktischer Energie- 
einsparung vorangebracht, sondern aud1 

eine sichtbare europäische Solidarität 
wiederhergestellt. 
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MEDIENPOLITIK 

Bundesregierung darf Fortschritt 
der Technik nicht blockieren 
Die Medienpolitik hat eine zu- 
nehmende Bedeutung für die Zu- 
kunft der Bürger - sie entscheidet 
darüber, ob sie sich umfassend 
und frei von staatlichem Zwang 
informieren können oder nicht. 
Deshalb ist es das Ziel der CDU, 
zwischen allen demokratischen 
Parteien ein Mindestmaß an 
Einvernehmen für die bevor- 
stehenden medienpolitischen Ent- 
scheidungen herbeizuführen, 
stellte das Präsidium auf einer 
Sitzung in Bonn am 26. November 
fest. 

p in solches Einvernehmen setzt 
tZ> Einigkeit in folgenden vier Punkten 
Voraus: 

O Artikel 5 des Grundgesetzes darf 
nicht angetastet werden. Er legt ein 
Freiheitsrecht des einzelnen Bürgers 
fest und keine Organisationsformen für 
fresse, Rundfunk und Fernsehen bezie- 
hungsweise neue elektronische Medien. 

9 Die Zuständigkeit für Rundfunk 
ijnd elektronische Medien bleibt unein- 
geschränkt bei den Ländern. Ihr ge- 
rneinsames Ziel muß es sein, die Ver- 
sorgung der gesamten Bevölkerung mit 
Vielfältigen Rundfunk- und Fernsehpro- 
grammen zu sichern. Die Länder haben 
die Aufgabe, die Ordnung der Medien 
Entsprechend dem technischen Fort- 
schritt auszugestalten. Der Bund hat 
cjapei   technische   Dienstleistungen  zu 

stellen, nicht aber medienpolitische 
Entscheidungen zu treffen oder sich in 
die Entscheidungen der Länder auf die- 
sem Gebiet einzumischen. 

0 Das Verbot des Bundeskanzlers 
gegenüber der Bundespost, die vorge- 
sehene Verkabelung von Großstädten 
vorzunehmen, ist aufzuheben. Dieses 
Angebot der Bundespost dient neben 
posttechnischen Diensten der besseren 
und umfassenderen Rundfunkversor- 
gung der Bürger, die darauf einen An- 
spruch haben. Die Behauptung, daß 
diese von der Post projektierten Verka- 
belungen vom Steuerzahler bezahlt 
werden, ist unwahr. Die Finanzierung 
erfolgt, wie auch in den anderen Län- 
dern der westlichen Welt und im übri- 
gen auch von der Bundespost so pro- 
jektiert, über freiwillige Anschlußgebüh- 
ren der Benutzer. Die medienpoliti- 
schen Entscheidungen der Bundesre- 
gierung vom 26. September laufen dar- 
auf hinaus, dem Bürger die heute gege- 
benen technischen Möglichkeiten vor- 
zuenthalten. Der Bund darf aber das 
Monopol der Bundespost nicht als 
Blockadeinstrument des technischen 
Fortschritts benutzen. 

O Der freie Informationsfluß über 
Staatsgrenzen hinweg gilt für Satelliten 
genauso wie für alle Rundfunk- und 
Fernsehsender. Jede Behinderung des 
grenzüberschreitenden Informations- 
flusses verstößt gegen elementare Ver- 
fassungsgrundsätze   und   völkerrechtli- 
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ehe Vereinbarungen, wie sie in der 
Menschenrechtscharta der Mediende- 
klaration der UNESCO, den Römischen 
Verträgen und der Schlußakte von Hel- 
sinki festgelegt sind. 

Diese vier Punkte sind für die Union 
unabdingbare Bestandteile eines me- 
dienpolitischen Konsens zwischen den 
Parteien. Solange diese Punkte in Fra- 
ge gestellt werden, ist eine Auseinan- 
dersetzung, auch im Wahlkampf, unver- 
meidlich. Denn der Bürger hat einen 
legitimen Anspruch darauf, die medien- 
politischen Vorstellungen der Parteien 
im einzelnen zu erfahren, sofern ein 
solcher medienpolitischer Konsens zwi- 
schen den Parteien nicht mehr herstell- 
bar ist. 

Erschwert wird eine Zusammenarbeit 
der Parteien, wenn versucht wird, die 
Interessen der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten und ihr Verhalten 
zum Maß aller Dinge zu machen, so wie 
das bei den Verhandlungen um den 
Norddeutschen Rundfunk vom Senat 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
geschehen ist. 

Das Präsidium der CDU unterstützt mit 
Nachdruck die Haltung der Ministerprä- 
sidenten von Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein, Ernst Albrecht und 
Gerhard Stoltenberg. 

Neun SPD-Mitglieder 
erklären Parteiaustritt 
In Garbsen bei Hannover haben neun 
SPD-Mitglieder am Wochenende ihren 
Parteiaustritt erklärt. Als Begründung 
nannten sie Unzufriedenheit über die 
Politik der Partei auf kommunalpoliti- 
scher, aber auch auf bundespolitischer 
Ebene. 

Beim Norddeutschen Rundfunk handelt 
es sich um die Korrektur des Miß- 
brauchs eines Monopols. Wäre der In- 
tendant des NDR seiner Verantwortung 
nachgekommen und hätte er dafür ge- 
sorgt, daß eine umfassende, objektive 
Berichterstattung an die erste Stelle ge- 
setzt, Ausgewogenheit und Meinungs- 
vielfalt praktiziert, persönliche Partei 
bindungen bei der PersonalpolitiJ< hint 
angestellt, den regionalen Bedürfnis 
sen Rechnung getragen und im übrigen 
auch finanziell mehr Sparsamkeit geübt 
worden wäre, dann gäbe es heute keif1 

NDR-Problem. Wer diese Krise nicht 
wahrhaben will und die notwendige 
Korrektur als „Arbeitsplatzvernichtung 
diffamiert, verdreht die Tatsachen, zu 
mal die Ministerpräsidenten Albrecht 
und Stoltenberg die Übernahme de' 
Mitarbeiter selbst bei einer Zwei-Län- 
der-Anstalt unzweideutig zugesichert 
haben. 

Die Haltung der CDU kann niemandem 
überraschen. In ihrem Grundsatzpro- 
gramm hat sie sich zur Pluralität de' 
Medien bekannt und dazu, daß neUe 
Technologien nicht dazu benutzt wer 
den dürfen, den Zugang zu den Medief1 

durch das Festhalten an alten Struktu 
ren zu beschränken. Sie sollen vielmeh 
durch ein vermehrtes Angebot an Info'' 
mationen dem Bürger dienen. Auch di* 
se Vielfalt setzt öffentlich-rechtlich* 
Rahmenbedingungen voraus, die zutf 
Ziel haben, Auswüchse zu verhindert 
und eine Mitwirkung der gesellschaftl 
chen Gruppen in den Aufsichtsorganef 

von Medien sicherzustellen. Es rn 
aber der Grundsatz gewahrt bleibe'1 

daß die technische Entwicklung nid1 

behindert, neue InformationsmögijcH 
keiten nicht abgeblockt und die f{e 
heitsrechte der mündigen Bürger ges1 

chert werden. 
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• JUGENDHILFEGESETZ 

Unsere Position ist klar: 
Das Elternrecht hat Vorrang 
Das Jugendhilfegesetz ist in der 
parlamentarischen Ausschuß- 
beratung. Es liegen vor: Der Entwurf 
der Bundesregierung und der 
Entwurf des Bundesrates auf 
Initiative des Landes Baden- 
Württemberg. Es gab bisher den 
Diskussionsentwurf vom April 1973 
sowie zwei Referentenentwürfe 
aus dem Jahre 1974. Bund und 
Länder befanden übereinstimmend, 
daß diese Vorschläge nicht zu 
bezahlen sind. Die Finanzierbarkeit 
ist auch heute nicht zu übersehen. 

Folgende Punkte sind heftig umstrit- 
ten: Elternrecht, Subsidiarität (Vor- 

rang freier Träger), selbständiges Ge- 
setz oder Eingliederung in das Sozial- 
gesetzbuch, freie Jugendarbeit, An- 
tragsrecht junger Menschen (ab 14 Jah- 
ren), pädagogisch-therapeutische Bera- 
tung und Hilfe, Angebote alternativer 
Lebensformen. 

Für die Union ist im neuen Jugendhilfe- 
recht unverzichtbar: 
0 das Elternrecht hat Vorrang. 
0 Der  Staat   muß   in   der  Jugendhilfe 
die freien Träger unterstützen. 
0 Das    Gesetz    muß    einfach,    klar, 
praktikabel, bürgernah sein. 

0 Das  Gesetz,  das ja vor allem von 
den Ländern und Gemeinden durchge- 
führt werden soll, muß finanzierbar sein, 
und zwar nachweisbar. 
0 Der  Staat  darf  mit  diesem  Gesetz 

nicht als Sozialtherapeut alles und je- 
des im Bereich der Jugendhilfe bestim- 
men können. Geboten ist Zurückhal- 
tung des Staates bei der Förderung 
unerprobter sozialpädagogischer Mo- 
delle. 
Die Union, die sich seit Jahren für die 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe ein- 
gesetzt hat, hält es für notwendig, daß 
alle Bereiche der Jugendhilfe, insbe- 
sondere Jugendarbeit und Erziehungs- 
hilfen bei der Reform der gesetzlichen 
Regelung der Jugendhilfe den Erforder- 
nissen entsprechend ausgebaut wer- 
den. Keinesfalls darf staatliche Jugend- 
hilfe dazu führen, daß Eigeninitiative 
und Eigenverantwortlichkeit junger 
Menschen gelähmt werden. 

Einzelkritik der CDU/CSU am 
Entwurf der Bundesregierung 
Die freien Träger der Jugendarbeit wer- 
den vom Staat — korrekt: der kommu- 
nalen Jugendarbeit — versorgt. Es ist 
zwar von partnerschaftlicher Zusam- 
menarbeit die Rede, aber es heißt auch 
in § 98 Abs. 1: „Die öffentlichen Träger 
der Jugendhilfe haben für die Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes die Gesamtver- 
antwortung einschließlich der Pla- 
nungsverantwortung." 
Die Familie wird gefährdet. Es ist das 
Ziel erkennbar, die Familie durch 
außerfamiliäre Einrichtungen zu erset- 
zen. 
Beispiel:  In  § 5 Abs. 4 heißt es,  daß 
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auch Leistungen erbracht werden 
„wenn dies die Erziehung fördert und 
den Einsatz öffentlicher Mittel rechtfer- 
tigt". Dazu wird die Begründung gege- 
ben, daß es sich dabei um eine „Experi- 
mentierklausel" handele, damit es zur 
Neuentwicklung von Hilfearten kommen 
kann, neue Erkenntnisse auf ihre prakti- 
sche Verwertbarkeit geprüft werden 
und neue Modelle eine dynamische 
Fortentwicklung der Jugendhilfe si- 
chern. Welches Betätigungsfeld wird 
hier den staatlichen Jugendämtern er- 
öffnet? 

Nach § 7 Abs. 1 ist die Inanspruchnah- 
me von Leistungen der Jugendhilfe 
grundsätzlich freiwillig. Dieser selbst- 
verständliche Grundsatz wird jedoch 
durch die komplizierte Ausgestaltung 
der nachfolgenden Sätze aufgehoben. 
Hiernach heißt es nämlich, daß Hilfe für 
Erziehung und Beratung eines Minder- 
jährigen nur mit Zustimmung des Per- 
scnenberechtigten geleistet werden 
kann. 
Dieser Vorbehalt der Zustimmung der 
Eltern wird aber gleichzeitig wieder auf- 
gehoben, d. h., daß die Leistungen nach 
§ 17 bis 26 und 27 bis 33 ohne Zustim- 
mung der Eltern auf Antrag des Ju- 
gendlichen erfolgen kann. Also kann 
der Vierzehnjährige z. B. an arbeitswelt- 
bezogener Jugendarbeit, an Berufsvor- 
bereitungskursen teilnehmen, einen An- 
trag auf Unterbringung außerhalb der 
eigenen Familie stellen, obwohl ihm Be- 
treuung durch Fachkräfte im Rahmen 
der arbeitsweltbezogenen Jugendarbeit 
angeboten werden, und dies alles ohne 
Information der Eltern. 
Nach § 11 Abs. 1 hat sich die Auswahl 
der Hilfe, deren Art und Maß an dem 
erzieherischen Bedarf im Einzelfall zu 
messen. Für ein derart weitgefaßtes Er- 
ziehungsgesetz hat wohl noch kein Er- 
ziehungswissenschaftler, noch kein Po- 

litiker und noch kein Vormundschafts- 
gericht feststellen können, wie groß der 
erzieherische Bedarf für den einzelnen 
Menschen ist. Der zufälligen Einschät- 
zung durch das Jugendamt ist hiermit 
Tür und Tor geöffnet. 
Nach den Regelungen des Entwurfs der 
Bundesregierung ist den Jugendämtern 
das Recht eingeräumt, Beratungen und 
Erziehungshilfen mit therapeutischen 
Mitteln zu koppeln; dies gilt auch für 

die Familienerziehung. Der Umfang die' 
ser Maßnahmen wird inbesondere dar- 
aus ersichtlich, daß die Erziehungsför- 
derung insbesondere Freizeit und ErhO' 
lung von Jugendlichen und ihrer Farni' 
lie umfaßt. 
Der fast totale Erziehungscharakter die' 
ses Gesetzes ermöglicht hiernach eine 
staatlich verordnete Freizeitgestaltung 
die darüber hinaus noch sozialpädag0' 
gisch strukturiert werden kann. Jede 
angebliche Gefährdung des „Wohls des 
Kindes" rechtfertigt den pädagogisch' 
therapeutischen Einsatz. Anfang und 
Ende der öffentlichen Erziehungshilfe11 

sind nicht konkret bestimmt. Der Staa' 
maßt sich an, in Konflikt- und Streitfä'' 
len immer besser zu wissen, was den1 

Wohl des Kindes und dem Jugend'1' 
chen dient. 

Finanzierung 
Was soll dieses Jugendhilfegesetz k^ 
sten? 1982: 134,1 Mill. DM; 1983: 328,3 

Mill. DM; 1984: 467,2 Mill. DM; 198$: 

598,8 Mill. DM; 1986: 730,3 Mill. D^; 

1987: 783,3 Mill. DM. Nach dem Wille11 

der Bundesregierung soll das Gese# 
also in Phasen verwirklicht werden. • 
der Endphase wird es jährlich 783.3 

Mill. DM kosten, davon 643,5 Mill. 0^ 
Personalkosten. Die Mehrkosten faliejj 
ganz überwiegend auf Länder ^ 
Kommunen. Der größere Anteil davo11 

auf die Kommunen (ca. 80 %). 
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• KOALITION 

Sachverständige 
kritisieren dilettan- 
tische Finanzpolitik 
^m Jahresgutachten 1979/1980 des 
*3chverständigenrates erklärte der 
^vertretende Vorsitzende der CDU, 
Ministerpräsident Gerhard Stoltenberg, 
^sonders bemerkenswert seien die 
^'tischen und mahnenden Aussagen 
*Ur energiepolitischen Situation. 

ie Empfehlung des Sachverständigen- 
,^s, die Kohleeinfuhr weitgehend zu 
'koalisieren, und den Abschluß langfri- 
[|ger Kohlelieferverträge zu ermögli- 
hen, bestätige die entsprechende Ge- 
et2esinitiative des Landes Schleswig- 
0|stein und den hierauf bezogenen 
Schluß des Bundesrates. Wegen des 
e|tweiten Anstiegs der Kohlenachfra- 

je müßten ohne weiteren Verzug Ent- 
ladungen getroffen werden. 

.Achtung verdiene nach Stolten- 
6rgs Worten auch die Aufforderung 

* s Sachverständigenrates, die Rechts- 
sicherheit beim Bau und der Inbe- 

!ebnahme von Kernkraftwerken und 
'e Unklarheit über die künftigen Rah- 
er,daten für die Energiewirtschaft bald 

u beseitigen. 

,;'diesem Zusammenhang erklärte der 
f| ^politische Sprecher der Unions- 
w?kti°n,  Hansjörg  Häfele:  So  kritisch 
q.* durch den Sachverständigenrat sei 
k6 Finanzpolitik einer Regierung selten 

. Urteilt worden. Häfele zitiert z. B. Zif- 
229: „Nichts an den siebziger Jah- 

k 

Jah        normal. In den frühen siebziger 
hr©n  hat der Staat trotz eines sehr 

stark 
Beschäftigungsstandes     eine 

expansive Finanzpolitik getrieben 

und damit die Inflation angeheizt. Da- 
nach waren dann (scheinbar) ständig 
hohe Defizite nötig, um die Folgen einer 
Stabilisierungskrise zu bekämpfen." 
Und weiter: „Letztlich erzeugte die ex- 
pansive Finanzpolitik selbst den Bedarf 
an einer expansiven Finanzpolitik. Das 
mag man zwar auch Gewöhnung nen- 
nen, aber es wäre jedenfalls eine Ge- 
wöhnung an Bedingungen, die nicht zu 
Vollbeschäftigung passen." Die Aufnah- 
me einer stabilitätsorientierten Finanz- 
politik, so Häfele, ist 1979 verpaßt wor- 
den. Damit besteht die Gefahr, daß kon- 
junkturell begründete vorübergehende 
Ausgaben zu dauerhaften werden. In 
diese Lage hat sich die Bundesregie- 
rung selbst hineinmanövriert. 

Interzonenautobahn: 
Bonn zahlte für Pfusch 
Die Interzonenautobahn Helmstedt— 
Berlin ist, wie der in Bonn angesehene 
Curt-L.-Schmitt-Brief am 8. November 
berichtet, nach Ansicht westdeutscher 
Fachleute von der DDR nicht fachge- 
recht und damit nicht vertragsgemäß 
repariert worden. Kurz vor Beendigung 
der vierjährigen Arbeiten sehen die 
Fahrbahnen schon wieder wie ein Flik- 
kenteppich aus. 

Über weite Strecken wurde über die 
vorhandene (über 40 Jahre alte!) Beton- 
piste einfach Asphalt gegossen. Die da- 
durch verursachten Unebenheiten las- 
sen Interzonenreisende die baldige 
Rückkehr der Bautrupps befürchten. 
Am schlimmsten sieht die frisch „sa- 
nierte" Elbebrücke bei Magdeburg aus: 
Wellblech. 

Die Bundesregierung finanzierte mit rd. 
260 Mill. DM über 60% der Baukosten 
der von der DDR „Rekonstruktion" ge- 
nannten Sanierungsarbeiten. Ost-Berlin 
hatte sich dafür zu einem Ausbau nach 
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westdeutschem Standard verpflichtet. 
Zu den neuen Schäden an der Transit- 
autobahn erklärte ausweichend das Mi- 
nisterium für innerdeutsche Beziehun- 
gen, daß über die Qualität der Sanie- 
rungsarbeiten erst nach deren Beendi- 
gung am 31. Dezember dieses Jahres 
geurteilt werden könne. Berichte über 
echte Mängel bei der Reparatur lägen 
bisher in Bonn angeblich nicht vor. 

Gegen die Einheitsrente 
„Willkür, Vertrags- und Wortbruch im 
Rentenrecht" hat der Bundesvorstand 
der CDU-Sozialausschüsse (CDA) der 
Bundesregierung vorgeworfen und eine 
nettobezogene Rentenanpassung als 
unsozial abgelehnt. In einem in Königs- 
winter beschlossenen „Positionspa- 
pier" tritt die CDA „ohne Wenn und 
Aber für die bruttolohnbezogene dyna- 
mische Rentenanpassung" ein. Gleich- 
zeitig wandte sie sich gegen Pläne in 
der SPD, eine Grundrente oder Ein- 
heitsrente einzuführen, und befürwortete 
einen Krankenversicherungsbeitrag der 
Rentner. 

Wehner geht zum offenen 
Verfassungsbruch über 
Herbert Wehner hat das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 31. Juli 
1973 zum Grundlagenvertrag als „Senf" 
bezeichnet. Dies geschah in einem sei- 
ner zahlreichen Zwischenrufe während 
der Rede des Unionsabgeordneten Ott- 
fried Hennig in der deutschlandpoliti- 
schen Debatte am 15. November. Das 
offizielle Protokoll des Bundestages 
weist dies eindeutig aus. Hennig erklärt 
hierzu folgendes: 
„Der Zusammenhang, in dem das ge- 
schah, macht die Sache noch maka- 
brer. Im zweiten Teil meiner Rede habe 
ich mich mit den Leitanträgen des Bun- 

desvorstandes der SPD für den bevor- 
stehenden Bundesparteitag in Berlin 
beschäftigt. Im Leitantrag zur Außen- 
und Deutschlandpolitik wird der Zonen- 
grenze die gleiche Rechtsqualität wie 
allen anderen Grenzen in Europa zuge- 
sprochen. Dies wird aus den Ostvertra- 
gen abgeleitet. Damit wird eine eindeu- 
tig verfassungswidrige Politik der Bun- 
desregierung vorbereitet; denn das 
höchste deutsche Gericht hat in seinem 
Urteil vom 31. Juli 1973 folgendes mit 
verbindlicher Kraft für alle Verfassungs- 
organe festgestellt: 

— „Es gibt Grenzen verschiedener 
rechtlicher Qualität: Verwaltungsgren- 
zen, Demarkationsgrenzen, Grenzen 
von Interessensphären, eine Grenze 
des Geltungsbereichs des Grundgeset- 
zes, die Grenzen des Deutschen Rei- 
ches nach dem Stand vom 31. Dezem- 
ber 1937, staatsrechtliche und solche, 
die innerhalb eines Gesamtstaates 
Gliedstaaten (zum Beispiel die Lände' 
der Bundesrepublik Deutschland) von- 
einander trennen. Daß in Art. 3, Abs. i 
eine staatsrechtliche Grenze gemeint 
ist, ergibt sich unzweideutig aus den 
übrigen Inhalt des Vertrages (Art. 1 % 
3, Abs. 1,4, 6). 

Für die Frage, ob die Anerkennung de' 
Grenze zwischen den beiden Staate^ 
als Staatsgrenze mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist, ist entscheidend die Qua- 
lifizierung als staatsrechtliche Grenz? 
zwischen zwei Staaten, deren .Beson- 
derheit' ist, daß sie auf dem Fundament 
des noch existierenden Staates 
.Deutschland als Ganzes' existieren' 
daß es sich also um eine Staatsrechte 
ehe Grenze handelt, ähnlich denen, di« 
zwischen den Ländern der Bundesrepu- 
blik Deutschland verlaufen ... Sie ist V 
der oben gegebenen Qualifizierung 
(und nur in dieser Qualifizierung) mjt 
dem Grundgesetz vereinbar." 
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KPV-KONGRESS 

Eine bessere Finanzausstattung 
der Gemeinden erforderlich 
Der Kommunalkongreß der 
Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU im Frankfurter 
Palmgarten verabschiedete am 
Freitag und Samstag, 23. und 
24. November, wichtige Ent- 
schließungen zur aktuellen Kom- 
munalpolitik. Die Kommunal- 
politiker der Union setzten sich 
insbesondere für eine bessere 
Stadt- und Gemeindeentwicklung 
ein. Insbesondere dem Wohnungs- 
bau für junge und kinderreiche 
Familien soll mehr Aufmerksamkeit 
zugewendet werden. 

Mit zahlreichen Initiativen, die der 
Kongreß verabschiedete, wurde 

eine verstärkte Unterstützung des eh- 
renamtlichen Dienstes, der freien Trä- 
ger und der Selbsthilfegruppen gefor- 
dert. 
In Diskussionsbeiträgen wurde davor 
gewarnt, immer mehr Lebensbereiche 
mit Verordnungen, Richtlinien und be- 
hördlichen Zuständigkeiten zu regle- 
mentieren. 
Die Kommunalpolitiker von CDU und 
CSU setzten sich ferner ein für eine 
bessere Qualität der kommunalen Fi- 
nanzausstattung. Sie schlugen eine un- 
mittelbare Beteiligung der Städte und 
gemeinden an der Umsatzsteuer vor 
und regten zugleich an, einen Teil des 
umfangreichen Einzelzuschußwesens 
von Bund und Ländern an die kommu- 
nalen   Körperschaften   abzubauen.   Mit 

dem Geld der Steuerzahler könne spar- 
samer umgegangen werden, wenn die 
Kommunalparlamente stärker als bisher 
die Schwerpunkte der Gemeindeent- 
wicklung nach den örtlichen Notwen- 
digkeiten bestimmen könnten. 

Bei seiner dritten Wiederwahl als Bun- 
desvorsitzender der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung der CDU und CSU 
Deutschlands bekam MdB Horst Waf- 
fenschmidt 207 von 215 abgegebenen 
gültigen Stimmen. Er erreichte damit rd. 
96% der abgegebenen Stimmen. 

Wiedergewählt wurden auch die drei 
Stellvertreter Dieter Ohnesorge, Heinz 
Korbach, Ernst Gerhard und Bundes- 
schatzmeister MdB Gerhard Braun. 

Helmut Kohl, Franz Josef Strauß, Alfred 
Dregger und Lothar Späth versprachen 
den Kommunalpolitikern intensive Un- 
terstützung bei ihrem täglichen Bemü- 
hen für die Bürger in den Städten, Ge- 
meinden und Kreisen. 

„Diese Stadt war wie keine andere in 
den sechziger und siebziger Jahren ins 
Gerede gekommen", stellte Frankfurts 
Oberbürgermeister Walter Wallmann 
zum Auftakt des Kongresses fest. Die 
SPD habe Frankfurt als ihr politisches 
Eigentum betrachtet, habe nicht mehr 
gewußt, daß freie Bürger nur auf Zeit 
einer Partei die politische Verantwor- 
tung übertragen. Die CDU hingegen ha- 
be diese Zeichen erkannt und bemühe 
sich um eine Politik der Offenheit und 
der Toleranz gegenüber allen Bürgern. 
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Die Sacharbeit wurde in drei Arbeits- 
kreisen unter dem Generalthema 
„Selbstverwaltung sichert Freiheit" ge- 
leistet: Arbeitskreis I Finanzen, Arbeits- 
kreis II Stadt- und Gemeindeentwick- 
lung und Arbeitskreis III Kommunalpoli- 
tik und „freie Träger". 

Im Arbeitskreis I wurde die Fortführung 
der Finanzreform von 1969 gefordert, 
insbesondere die Verbesserung der 
kommunalen Finanzen durch eine wei- 
tere schrittweise Anhebung des Ge- 
meindeanteils an der Einkommensteu- 
er. Die Gewerbesteuer müsse im Inter- 
esse der örtlichen Wirtschaft und der 
Arbeitsplatzsicherung auch in Zukunft 
ein wichtiges Element der Gemeindefi- 
nanzen bleiben, heißt es in dem Ar- 
beitspapier. Weiter wurde festgestellt, 
daß der Investitionsbedarf im kommu- 
nalen Bereich nicht nachgelassen hat, 
sondern neue Aufgaben anstehen wie 
Umweltschutz, Stadt- und Dorferneue- 
rung und der große Bereich der Abwas- 
serbeseitigung, wofür in den kommen- 
den Jahren Milliardenbeträge aufge- 
wendet werden müssen. Zum Thema 
Konjunkturprogramm sprach sich die 
KPV gegen die bürokratische Handha- 
bung durch die Bundesregierung aus. 
Besser wäre es, wenn derartige Pro- 
gramme zukünftig in Form von Investi- 
tionspauschalen vergeben würden. 

Der Arbeitskreis II befaßte sich mit Pro- 
blemen des Städtebaues in den 80er 
Jahren. In die Thematik leiteten ein: 
Innenminister Dr. Egbert Möcklinghoff, 
Niedersachsen, und Beigeordneter Wer- 
ner Cholewa vom Deutschen Städte- 
und Gemeindebund. Dr. Möcklinghoff 
behandelte den Fragenkreis Landespla- 
nung und städtebauliche Entwicklung. 
Er setzte sich in diesem Zusammen- 
hang für den Ausbau des Gegenstrom- 
prinzips in der Landesplanung und für 
größere   Mitwirkungsrechte   und   Frei- 

heitsräume der Gemeinden im Bereich 
Landesplanung und Städtebau ein. 

Werner Cholewa warnte anhand von 
Beispielen vor einem zu starken Ver- 
trauen auf kurzatmige städtebauliche 
Leitbilder. An den Gesetzgeber appe'' 
lierte er, kurzfristige Teilnovellierungen 
des Bundesbaugesetzes und des Städ- 
tebau-Förderungsgesetzes zu unterlas' 
sen. Langfristig sollte das gesamte 
Baurecht im Bundesbaugesetz und das 
unüberschaubare Förderrecht mit sei- 
nen zahlreichen Einzelregelungen in1 

Städtebau-Förderungsgesetz rahmen' 
setzend zusammengefaßt werden, darni' 
die städtebaulichen Gestaltungsmög' 
lichkeiten der Gemeinden wieder Qe' 
stärkt   werden. 
In der Aussprache wurde allgemein der 

zu geringe Freiraum bei der Lösung der 
städtebaulichen Probleme beklagt. |n 

diesem Zusammenhang wurde auch die 
lange Zeitdauer für Baugenehmigungen 
bemängelt. 

Der Arbeitskreis IM diskutierte das vof 
gelegte Arbeitspapier über den Vorrang 
der freien Träger und eine dezentral'' 
sierte Aufgabenverteilung im kommuna' 
len Bereich. Bei der Fülle der Ände' 
rungswünsche kam man überein, aü 

einen Entschließungsantrag an den 
Kommunalkongreß zum gegenwärtig^ 
Zeitpunkt zu verzichten. Der Arbeit5' 
kreis hat deshalb vorgeschlagen: 
1. Ein neues Arbeitspapier zu erstellen' 
das einmal den Diskussionsbeiträgefl 

im Arbeitskreis gerecht wird, 
2. dieses Papier in der zuständig011 

Fachkommission zu diskutieren, 
3. mit den freien Wohlfahrtsverbänden 

anschließend zu besprechen. 
Es war der allgemeine Wunsch, einen1 

solchen Papier auch Orientierungsh1'^ 
fen für die kommunalpolitische Alltag5' 
arbeit beizufügen. 
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• DEUTSCHLANDTAG 

Junge Union faßte in Hannover 
zukunftsorientierte Beschlüsse 
Klare programmatische Aussagen 
*u drei wesentlichen gesellschafts- 
politischen Themenbereichen 
kennzeichneten den Deutschlandtag 
^979 in Hannover. Die Delegierten 
Jes zweitägigen JU-Kongresses, 
[*'o in die niedersächsische 
Landeshauptstadt gekommen 
^9ren, berieten über Fragen der 
^ntbürokratisierung, des Daten- 
schutzes und formulierten Forde- 
rungen für eine zukunftsorientierte 
Sozialpolitik. 

|W| it diesen drei Schwerpunkten, die 
•• unter dem Leitmotiv „Die Freiheit 
es Bürgers sichern" für die Beratun- 

gen gewählt worden waren, ließ die 
r
Urige Union Deutschland zugleich ih- 
6 Entschlossenheit deutlich werden, 

|juf die inhaltliche Gestaltung des Wahl- 
Pr°gramms der beiden Unionsparteien 
^ Blick auf die bundespolitische Ent- 
cheidung im Herbst kommenden Jah- 
es intensiv Einfluß zu nehmen. 
er Bundesvorsitzende  Matthias Wiss- 
en konnte bei seiner Wiederwahl von 

S|
en Delegierten des Deutschlandtages 
nen    eindeutigen    Vertrauensbeweis 

&ft e9ennenmen- (Wissmann vereinigte 
sj 

8 von 289 abgegebenen Stimmen auf 
ch und erzielte somit das beste Er- 

yebnis seit seiner ersten Wahl zum JU- 
tr
0rsitzenden im Jahre 1973). Stellver- 

^or sind Elmar Brok und Christoph 
Qak'er"  ln  semem  politischen   Bericht 

b Wissmann   nicht  nur  einen   Über- 

blick über die aktuelle Situation, son- 
dern ließ auch ein hohes Maß an 
Selbstkritik erkennen. Was die Sachpo- 
litik angehe, so wolle die Jugendorgani- 
sation von CDU und CSU dem Wahlpro- 
gramm der Union einen inhaltlichen 
„Stempel aufdrücken", der deutlich ma- 
che, daß die Union die einzige politi- 
sche Kraft in der Bundesrepublik 
Deutschland sei, die in der Lage ist, die 
zentralen Probleme überzeugend in An- 
griff zu nehmen und lösen zu können. 
So habe sie das CDU-Grundsatzpro- 
gramm in den Bereichen „Jugend" und 
„Umwelt" nachhaltig inhaltlich gestal- 
ten können. 

Ganz deutlich sprach sich die Junge 
Union im Rahmen ihrer Beschlüsse zur 
Entbürokratisierung dafür aus, die Vor- 
aussetzungen für eine bürgerfreundli- 
che Verwaltung zu schaffen. Gesetze 
und Verordnungen sollten stets auf ihre 
Notwendigkeit untersucht werden. Er- 
reicht sehen möchte die Junge Union 
auch eine Vereinfachung des Rechts. 
Sowohl im Bund als auch in den Län- 
dern solle eine Projektgruppe „Bürger- 
nähe in der Verwaltung" eingerichtet 
werden. 

Einen ganz wichtigen Aspekt im Rah- 
men dieser und zahlreicher anderer 
Maßnahmen, die der Deutschlandtag 
der Jungen Union forderte, erkennt die 
CDU/CSU-Nachwuchsorganisation ge- 
rade in der Suche nach Möglichkeiten 
für eine stärkere Privatisierung und dar- 
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über hinaus in der Verwirklichung des 
Subsidiaritätsprinzips. 

Im Blick auf die zahlreichen bürokrati- 
schen Hemmnisse innerhalb des Ver- 
waltungsapparates der Europäischen 
Gemeinschaft setzt sich die Junge 
Union nachhaltig für eine Stärkung der 
Entscheidungsfreiheit bei Bund und 
Ländern im Rahmen europaweiter Maß- 
nahmen    ein. 

Für eine Verbesserung der sozialen und 
wirtschaftlichen Lage der Familien in 
der Bundesrepublik Deutschland hat 
die Junge Union ebenso entschieden 
plädiert. So wird unter anderem die 
Einführung eines Erziehungsgeldes, 
eine Umwandlung der Einkommensver- 
teilung beim Familienlastenausgleich 
und eine Verbesserung der Rentenver- 
sicherung des erziehenden Elternteils 
verlangt. 

Verbesserungen möchte die JU auch im 
Blick auf Kindergeld und Ausbildungs- 
förderung verwirklicht sehen. Alleinste- 
henden Elternteilen soll demnach für 
die Dauer von drei Jahren ein Familien- 
geld gewährt werden. Die rasche Schaf- 
fung der gesetzlichen Grundlagen für 
die Verwirklichung der Partnerrente ge- 
hört darüber hinaus zu den zentralen 
familienpolitischen Forderungen der 
Jungen Union Deutschlands. Die Ver- 
besserung der Situation der Familien 
müsse auch im Wohnungsbau deutlich 
werden. 

Die Sicherung eines umfassenden 
Schutzes prsönlicher Daten steht im 
Mittelpunkt des Beschlusses des JU- 
Deutschlandtages zu Fragen des Daten- 
schutzes. So fordert die JU unter ande- 
rem eine Weiterentwicklung der bisheri- 
gen Datenschutzgesetze zu umfassen- 
den Personalschutzgesetzen. Die Junge 
Union tritt in ihrem dazu verabschiede- 
ten Katalog für eine Verschärfung des 

Datenschutzes im öffentlichen Bereich 
ein. So müsse die Datenerfassung be1 

Personen auf das für behördliche Maß' 
nahmen unbedingt notwendige Maß be- 
schränkt werden. Verbesserungen 
möchte die Junge Union bezüglich des 
Datenschutzes auch im Privatwirtschaft' 
liehen Bereich durchgesetzt sehen. 

In die Gästeliste trugen sich neben den1 

Parteivorsitzenden Helmut Kohl de' 
niedersächsische Ministerpräsident 
Ernst Albrecht, Generalsekretär Heiner 
Geißler sowie der Vorsitzende der 

CDU-Sozialausschüsse Norbert Blüm 
ein. Mit großer Herzlichkeit wurde aucn 
der vor wenigen Wochen aus DDR-Hai1 

entlassene Wehrdienstverweigerer Nik" 
Hübner begrüßt. Hübner dankte de' 
Jungen Union für ihren Einsatz, de' 
ebenfalls ganz entscheidend zu seine' 
Freilassung beigetragen habe. 

Franz Josef Strauß erklärte vor den De' 
legierten, für die Union gehe es darun1' 
bei der bevorstehenden Wahlauseinan' 
dersetzung den Dialog mit der jungefl 

Generation zu suchen. Nur so werde es 

gelingen, die für einen Wechsel in de 
deutschen Politik notwendigen Voraus' 
Setzungen zu schaffen. Strauß erkannt 
darin eine der wichtigsten Aufgabe11 

der Jungen Union. 

Zuvor bereits hatte JU-Vorsitzende 
Matthias Wissmann die Entschlossen 
heit der Jungen Union bekräftigt, sjc 

mit aller Kraft für einen Sieg der Uni° 
bei den Bundestagswahlen einzusetzen' 
Um dieses Ziel zu erreichen, brauch 
Franz Josef Strauß jedoch kei^ 
„Schleppenträger", sondern kritisC 
mitdenkende, engagierte junge Bürg6. 
Wissmann sicherte dem Kanzlerkand' 
daten der Union zugleich aber die vol' 
Unterstützung der CDU/CSU-NaC^ 
Wuchsorganisation im Ringen um d' 
Mehrheit in Bonn zu. 
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• BUNDESPARTEI 

CDU legt Entwurf für ein 
Wahlkampfabkommen vor 
Generalsekretär Heiner Geißler hat sich dafür ausgesprochen, möglichst 
bald ein Wahlkampfabkommen zur Bundestagswahl 1980 zwischen den vier 
im Bundestag vertretenen Parteien zu schließen. Den Entwurf der CDU zu 
einer entsprechenden Vereinbarung hat Geißler dem Bundesgeschäftsführer 
der SPD, Egon Bahr, sowie den Generalsekretären der CSU und der FDP, 
Edmund Stoiber und Günter Verheugen, am 20. November 1979 übermittelt. 
In einer Einladung zu einer gemeinsamen Sitzung im Bonner Konrad-Ade- 
nauer-Haus schlägt er vor, auch dieses Thema zu behandeln. 

Nach den Vorstellungen der CDU sollen sich die Parteien dazu verpflichten, 
in ihren Parteiorganisationen, bei ihren Mitgliedern und Wahlbewerbern, 
•n den Medien und den sie — mit Billigung der Partei — unterstützenden 
Gruppierungen, Organisationen und Personen nachdrücklich dafür einzu- 
treten, den Bundestagswahlkampf 1980 sachlich und fair zu führen. Persön- 
üche Verunglimpfungen und Beleidigungen sowie organisierte Störungen 
von Wahlveranstaltungen sollten unterbleiben. Auf direkte oder indirekte 
Wahlkampfmaßnahmen in Betrieben solle verzichtet werden. 

Die CDU appelliert an die anderen Parteien, gemeinsam beim Presse- und 
'nformationsamt der Bundesregierung und den Bundesministerien auf einen 
Verzicht von Sicht-Werbemitteln dieser Bundesbehörden in der Wahlkampf- 
2eit zu dringen und deren Veröffentlichungen nicht als Werbemittel der 
parteien einzusetzen. Die CDU schlägt weiter eine zeitliche und finanzielle 
Begrenzung von zentralen Werbemaßnahmen im Bundestagswahlkampf 
'980 vor, besonders bei der Plakat- und Inseratenwerbung sowie beim 
bundesweiten Einsatz von Werbedrucksachen, zum Beispiel Broschüren und 
Flugblättern. Ebenfalls gemeinsam sollten die Vertreter der Medien aufge- 
rufen werden, die Wahlkampfführung der Parteien durch besondere 
Bemühungen um eine umfassende und ausgewogene Unterrichtung sowie 
um eine faire Kommentierung parteipolitischer Vorgänge zu unterstützen. 

Der CDU-Entwurf des Wahlkampfabkommens sieht abschließend vor, daß 
•jj'e Parteien über die Höhe und Zusammensetzung der zentralen finanziellen 
Aufwendungen für die Bundestagswahl jeweils getrennt öffentlich Rechen- 
Schaft gegenüber dem Präsidenten des Deutschen Bundestages ablegen. 
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ZITAT 

Breschnew buhlte 
um Brandt und Bahr 
Nicht genug damit, daß Breschnew dem 
Kanzler seinen Abrüstungsvorschlag, 
20 000 Soldaten und 1 000 Panzer aus 
der „DDR" abzuziehen, schriftlich un- 
terbreitete; daß der ehemalige sowjeti- 
sche Botschafter in Bonn Valentin Fa- 
lin, begleitet vom ZK-Spitzenfunktionär 
Wadim Sagladin, in der Hamburger 
„Spiegel"-Redaktion zum Gespräch 
aufkreuzte, und daß schließlich Außen- 
minister Gromyko drei Tage lang in 
Bonn von Pontius zu Pilatus lief. Jetzt 
ist zu hören, auch Willy Brandt und 
Egon Bahr wurden für Moskaus diplo- 
matische Offensive eingespannt. 

Der SPD-Vorsitzende erhielt von Leonid 
Breschnew ebenfalls einen Brief. Dem 
Vernehmen nach erinnerte der Kreml- 
Zar den Exkanzler an vergangene Zei- 
ten, als sie mit den ausgehandelten 
Ostverträgen   die   Entspannungspolitik 

eingeleitet hätten. Wenn nun Brandt 
Nachfolger die Stationierung der aw 
die Sowjetunion gerichteten Rakete'' 
zuließe, sei das gemeinsame Leben* 
werk gefährdet. Brandt warb in der fo\ 
ge in mehreren Interviews, Zeitungsarf' 
kein und im Bundestag für Breschne^ 
Angebot. Es dürfe nicht zu eine$ 
„heimtückischen Angebot" umgedeutf 
werden. 

SPD-Bundesgeschäftsführer Egon B$ 
wurde über einen russischen Kontav 
mann angegangen, mit dem sich B$\ 
in gewissen Abständen zum Gedanke^, 
austausch trifft. Der Sendbote aus ö$ 
Osten habe „Terror" gemacht. So eine' 
der um diese geheime Verbindung 
weiß. 

Interessant bleibt die halbaufgedectt 
Existenz des sowjetischen Kontaktm^ 
nes zum SPD-Bundesgeschäftsführe!

r 

Daß dieser sich auf das Bedienen ^ 
verborgenen Kanälen versteht, wurde1, 
den Henry-Kissinger-Memoiren bes$ 
tigt. Unter Benutzung geheimer Te^ 
fonnummern kommunizierten Kissing 
und Bahr über einen in Frankfurt statf 
nierten  amerikanischen  Marineoffiziß 

Die Welt, 24. November 1^ 

Union in Deutschland — Informationsdienst der Christlich Ded^ 
kratischen Union Deutschlands. Für den Inhalt verantwortH^ 
Heinz Winkler, 5300 Bonn, Konrad-Adenauer-Haus, Tel. (0 22* 
54 41. Verlag: Unions Betriebs GmbH, 5300 Bonn, Argelanders^ 
ße 173, Tel. (0 22 21) 221081. Vertrieb: Tel. (02221) 544-3<J 
Verlagsleitung: Peter Müllenbach. Bankverbindung: Sparkas5 

Bonn, Konto-Nr. 7 504 152, BLZ 380 500 00, Postscheckkonto Ko"'. 
Nr. 2214 31-502, BLZ 370100 50. Abonnementspreis jährlich 40, 
DM. Einzelpreis 1,— DM. Druck: WA-Druck, Düsseldorf. UiD 


